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EDITORIAL 

Ich wünsche euch Gottes Segen für 
das 2025. Politisch beginnt das Jahr in 
unserem Kanton mit einer der wich-
tigsten Abstimmungen für die Wäh-
lenden, für die Demokratie und nicht 
zuletzt auch für die EVP. Es geht um die 
Wahlrechtsreform: Damit der Wähler-
wille besser abgebildet wird, werden 
die vier Wahlregionen aufgehoben (die 
Wahlkreise bleiben bestehen) und es 
gibt nur noch die Wahlregion BL. Damit 

wird erreicht, dass weniger Stimmen verloren gehen. Der 
Politologe Sandro Lüscher schreibt in seiner Dissertation 
zum neuen Wahlrechts-Verfahren, dass es «nahezu eine 
ideale Abbildung der Wählerstimmen im Parlament er-
möglicht». Das ist das erste wichtige Argument für ein JA: 
Jede Wählerstimme hat die gleiche Stimmkraft und jede 
Partei die gleiche Chance, einen Sitz zu bekommen. Im jet-
zigen Wahlsystem werden die grösseren gegenüber den 
kleineren Parteien bevorzugt. Dass in Zukunft die willkür-
lichen Sitzsprünge zwischen Wahlkreisen drastisch redu-
ziert werden, ist das zweite Argument dafür.
Ich möchte noch kurz auf die Argumente der Gegner ein-
gehen:
- «unnötig und unfair» sagen sie. Etwas verbessern ist nie 
unnötig. Und «unfair» ist - ich muss es hier in aller Deut-
lichkeit sagen - gelogen: Bis jetzt war es unfair, weil die 

grossen Parteien bevorzugt wurden. Neu wird es fair, weil 
alle Parteien die gleichen Chancen haben.
- «Schwächt Randregionen»: Damit spielen sie auf den 
Sitz, der dem Wahlkreis Waldenburg, aufgrund der aktu-
ellen Einwohnerzahl, momentan abhandenkommen wird. 
Wächst das Waldenburgertal dank der WB (Waldenburger 
Bahn) weiter, wird auch der Sitz wieder zurückkommen. 
Und dass das Oberbaselbiet dank der Bevölkerungszu-
nahme seit 2023 einen Sitz mehr hat als die Jahrzehnte 
vorher, verschweigen sie.
- «Schaff t neue Probleme»: Will man wissen welche, Fehl-
anzeige.
- «Kosten»: Das Erarbeiten der Vorlage hat gekostet, aber 
diese bleiben auch bei einem «Nein» bestehen. Dass in 
Zukunft die Parteisitze nicht 4x (pro Wahlregion) berech-
net werden müssen, sondern nur einmal, wird wohl nicht 
teurer werden, im Gegenteil!
Die Motivation der Gegner? Ihre «unfair» erhaltenen Sitze 
nicht zu verlieren.
Wäre die Wahlreform bereits umgesetzt, hätten wir im 
2019 und 2023 Fraktionsstärke erreicht. Das wäre der 
gute Nebeneff ekt für uns, wenn die Wahlreform ange-
nommen wird.
Fazit: Die Reform bringt die gerechte Zuteilung der Sitze 
im Landrat.

Martin Geiser, Präsident EVP BL 

Liebes EVP-Mitglied, liebe Interessierte
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Neujahrsapéro im 
Regierungsgebäude
Anfang Jahr lud die EVP zum Neujahrsapéro ins sanierte Regierungsgebäude 
ein. Parteipräsident Martin Geiser legte in seiner Ansprache den Fokus auf 
die bevorstehende Abstimmung zur Wahlrechtsreform. Nebst feinen Apéro-
Häppchen genossen die Gäste den Austausch über Politisches und Persönli-
ches. Von Landrat Tobias Beck und Regierungsrat Thomi Jourdan erfuhren sie 
zudem Interessantes über Vorstossarten und ihre Abläufe.

Liebe Mitglieder, Freunde und Wähler
Frei von Landrats- und Nationalratswahlen, aber mit einer, 
für die EVP Baselland sehr wichtigen Abstimmung im Jahr 
2025, haben wir das vergangene Finanzjahr mit einem 
guten Gewinn abschliessen können. Vom Gewinn werden 
wir Rückstellungen für das nächste Wahljahr 2027 bilden 
können und kommen so dem Zielwert Stück für Stück näher. 
Näheres dazu erfahren Sie an der Generalversammlung am 
4. Juni 2025.
Herzlichen Dank allen, die mit einer kleineren oder grösse-
ren Spende zu diesem guten Resultat beigetragen haben! 
Herzlichen Dank auch allen ehrenamtlichen Mitarbeiter und 

Helfer und allen, die immer wieder helfen und uns mit Gebet unterstützen.
Hoff en wir auf das Zustandekommen eines neuen Wahlgesetzes, welches die 
Bevölkerung gerechter abbildet. Jede Stimme ist wichtig. Auch Ihre!
Mögen Sie ein reich gesegnetes Jahr 2025 haben!

Sandra Kasper, Kassierin EVP BL 
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Im Rahmen der bevorstehenden Wahlen bei uns im 
Kanton Solothurn wurde ich zu einem TV-Interview ein-
geladen. Eine der Fragen war, was die EVP eigentlich aus-
zeichnet. Diese Frage mag ich, denn sie gibt die Möglich-
keit über unsere Art zu politisieren zu erzählen. Darüber, 
dass wir (aus meiner Sicht) als einzige Partei nicht Themen, 
sondern Werte im Vordergrund haben. Darüber, dass wir 
nicht Probleme bewirtschaften, sondern lösen wollen. 
Darüber, dass wir zwischen den Polen Brücken bauen. 

Darüber, dass unser Horizont nicht nur bis zu den nächs-
ten Wahlen, sondern bis zur nächsten und übernächsten 
Generation geht.
Kurz gesagt: Dass wir das Salz in der Politik sind. Salz ist 
unscheinbar – aber wir wissen, wie ein Menu schmeckt, 
wenn das Salz fehlt… In etwa so wäre Politik ohne die EVP. 
Geben wir also auch im 2025 der Politik wiederum die 
nötige Würze.

André Wyss, Geschäftsführer EVP BL

ETWAS ZUM EStatt Einzahlungsschein - QR-Code
Wir möchten euch über eine kleine Änderung informieren: 
Um Druckkosten zu sparen und nachhaltiger zu arbeiten, werden wir ab sofort 
dem Info-Blatt keine Einzahlungsscheine mehr beilegen. Stattdessen fi ndet 
ihr rechts einen praktischen QR-Code, den ihr ganz einfach für euer E-Banking 
verwenden könnt.
Wir danken euch für euer Verständnis und eure Unterstützung – so helfen wir 
gemeinsam, Ressourcen zu schonen.
Wer einen Einzahlungsschein möchte, kann ihn bei uns verlangen.
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Anlässlich der Parteiversammlung – 
welche für einmal online durchgeführt 
wurde – wurde neben den beiden kan-
tonalen Vorlagen (siehe sep. Berichte) 
auch die Parole zur nationalen Vorlage, 
der Umweltverantwortungsinitiative, 
gefasst. Vorgestellt wurde die Vorlage 
von Lea Blattner (Bild), Allschwil, Co-
Präsidentin der Jungen EVP Schweiz.
Die Initiative verlangt, dass bis in zehn 

Jahren die zur Verfügung stehenden Jahresressourcen 
eingehalten werden. Dieses Ziel ist zwar sehr ambitiös, 
das Parlament hat es aber entgegen den Bemühungen 
der EVP verpasst, einen Gegenvorschlag vorzulegen, wel-
cher eine realistischere Umsetzungsfrist vorgesehen hät-
te. Nichts machen würde aber sehr teuer. Das Anliegen 
war bei den anwesenden EVP-Mitgliedern unbestritten 
und so wurde fast einstimmig die Ja-Parole beschlossen.
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Am 9. Februar haben wir die Möglichkeit, 
über obige Initiative abzustimmen. Der 
gesetzliche Mindestlohn soll 22 Franken 
pro Stunde betragen und regelmässig 
an aktuelle Lohn- und Preisentwicklun-
gen angepasst werden. Für besondere 
Arbeitsverhältnisse (wie Praktika oder 
Lehre) können allerdings Ausnahmere-
gelungen erlassen werden.

Was spricht dafür? 
Die Initianten, unterstützt von den Gewerkschaften, sehen 
darin einen Schutz vor Lohndumping. Wenn für alle der 
gleiche Mindestlohn gilt, können die Firmen Arbeitnehmer 
nicht mehr mit Dumpinglöhnen gegeneinander ausspielen. 
Fast 10% der arbeitenden Bevölkerung verdient weniger als 
22 Franken pro Stunde, also weniger als 4’000 Franken pro 
Monat, vor allem, wenn kein schützender Gesamtarbeits-
vertrag (GAV) vorhanden ist. Mit weniger als 22 Franken pro 
Stunde reicht das Einkommen nicht aus. Mit einem Mindest-
lohn müssten Steuerzahler keine (oder weniger) Sozialhilfe 
bezahlen für Arbeitnehmer, die wegen Niedriglöhnen zu-
sätzlich auf diese staatlichen Gelder angewiesen seien. Ein 
Mindestlohn unterstützt den Konsum einer Volkswirtschaft, 
weil der Einzelne mehr Geld zur Verfügung hat. Die Initiative 
stärkt damit die Wirtschaft und schaff t Arbeitsplätze.

Was spricht dagegen? 
Die Initiative sei zwar gut gemeint, allerdings kontraproduk-
tiv und für die Armutsbekämpfung nicht geeignet. Für viele 
KMUs, einzelne Branchen und die Wirtschaft als Ganzes sei 
der vorgeschlagene Mindestlohn schädlich. Ein Mindestlohn 
von 22 Franken ist für Grossfi rmen vielleicht verkraftbar, 
nicht aber für viele kleinere und mittlere Firmen. Das führt 
zu Stellenabbau und höherer Arbeitslosigkeit, besonders im 
Detailhandel, Gartenbau, in der Landwirtschaft, Hotellerie 
und Gastronomie. Manche Firmen müssten ihren Betrieb 
auch ganz einstellen. Die Initiative schaff t also nicht mehr 
Gleichheit, das Lohngefüge verschiebt sich einfach nach 
oben. Die Schwarzarbeit könnte zunehmen. Die Produkte 
des täglichen Konsums würden teurer, weil die zusätzlichen 
Lohnkosten auch auf die Konsumenten überwälzt werden 
müssten. Die beste Versicherung gegen Armut sei Ausbil-
dung und Arbeit. Es gibt bereits eine Anzahl von Gesamt-
arbeitsverträgen (GAV), welche verbindliche Mindestlöhne 
beinhalteten – die allerdings zu Recht je nach Branche, Qua-
lifi kation, Betriebszugehörigkeit und Region diff erenziert 
würden. Der Staat darf sich nicht in Lohnfragen der privaten 
Unternehmungen einmischen, das sei kontraproduktiv.

Anlässlich der Mitgliederversammlung der EVP BL vom 
15. Januar 2025 fand eine kontroverse Diskussion statt und 
es resultierte ein sehr knappes Abstimmungsresultat. In 
der Folge wurde ein Antrag auf Stimmfreigabe gestellt und 
unterstützt.

Irene Wolf, Landrätin EVP BL

Als Regierungsrat stehe ich in der 
Aufgabe, den Kanton mitzugestalten.
Gerade in der Gesundheitspolitik ist 
der Druck hoch und waren die Erwar-
tungen im Hinblick auf die Pressekon-
ferenz zu «Gesundheit BL 2030» im No-
vember 2024 gross. Umso mehr habe 
ich mich gefreut, dass die Medien breit 
über das Rahmenkonzept zur zukünf-
tigen Gesundheitsversorgung berichtet 
haben. Natürlich gehört es nun zum 

politischen Prozess, dass sich die verschiedenen Parteien 
zu den Ideen des Regierungsrates (kritisch) äussern, die 
Ideen hinterfragen und eigene Vorstellungen einbringen. 
All dies ist notwendig, damit möglichst breit abgestützte 
Lösungen erarbeitet werden können.
Genauso wichtig ist der Einbezug der vom Rahmen-
konzept angesprochenen Leistungserbringer. Denn nur 

mit ihnen lässt sich aus den Ideen und Konzepten die 
konkrete Umsetzung gestalten. Damit dies möglich ist, 
habe ich 2024 die «Dialogplattform Gesundheit» ins Le-
ben gerufen, bei welcher mittlerweile mehr als 90 Leis-
tungserbringer, Institutionen und Verbände aus dem 
Gesundheitswesen mitmachen. Verschiedene Projekt-
gruppen arbeiten 2025 praxisorientiert an Themen wie 
«Vereinfachung der Ein- und Austrittskoordination in der 
Stationären Behandlung», «Optimierung der kantonalen 
Notfallversorgung» oder «Aus- und Aufbau von stationär-
ersetzenden ambulanten Angeboten».
Ich freue mich auf diesen gemeinsamen Prozess. Sowohl 
in der Politik als auch in der Zusammenarbeit mit den 
Vertretern aus der Praxis. Denn – und davon bin ich über-
zeugt – erfolgreiche Politik «für die Menschen» geht nur 
«mit den Menschen».

Thomi Jourdan, Regierungsrat EVP BL

Mit den Menschen, für die Menschen

Warum sorgt die Wahlrechtsreform 
für mehr Demokratie?
2015 und 2019 verärgerten die mehr-
fach und off ensichtlich bestehenden 
Mängel des seit 1981 geltenden Wahl-
gesetzes erneut Parteien und breite 
Bevölkerungsschichten. Der Landrat 
verlangte daher mit nur einer Gegen-
stimme und einer Enthaltung Ab-
klärungen für ein alternatives Wahl-
system. Ziel war ein gerechteres Abbild 

der Parteistärken, die Verhinderung unverständlicher 
Sitzsprünge und der Erhalt des regionalen Bezugs der 
Parlamentsmitglieder. Wahlrechtsexperten zeigten in der 
Folge Lösungsvorschläge auf. Diese wurden breit abge-
stützt diskutiert und ins vorliegend revidierte Wahlgesetz 
eingearbeitet. 
Aufgrund der aktuellen Struktur mit Wahlkreisen und 
Wahlregionen wird der Wählerwille durch mehrfache 
Rundungsdiff erenzen stark verfälscht. Im 2015 erhielt 
z.B. eine Partei rund 1/6 mehr, eine andere wiederum 
2/3 weniger Sitze als es dem Wähleranteil entsprochen 
hätte. Auch die Repräsentationsungleichheit ist derzeit 
sehr unfair. Ein Landratsmitglied aus dem Oberbaselbiet 
braucht viel weniger Stimmen als eines aus dem Unter-
baselbiet. Die teils heftigen Verzerrungen von Stimmen- 
und Sitzanteilen sind juristisch und demokratiepolitisch 
sehr stossend. Parlamente werden bei uns bewusst im 
Proporzwahlsystem gewählt, um unsere Gesetzeswerke 
als das Fundament unserer Demokratie und Gesellschaft 
breit und sicher abzustützen. Dieses auf Konkordanz und 

Kompromiss ausgerichtete System verhalf der Schweiz 
bisher zu relativ hoher Sicherheit, Stabilität, Erfolg und 
Wohlstand. Die Mängel unseres bestehenden Baselbie-
ter Wahlgesetzes bevorzugen jedoch grosse Parteien, 
fördern so die Polarisierung und ermöglichen, dass teil-
weise zwei Parteien Gesetze durchboxen. Dies höhlt das 
System aus.
Zudem treten öfters für die Wählerschaft kaum nachvoll-
ziehbare und die Politarbeit kleiner Parteien erschweren-
de Sitzsprünge auf. Das vorliegende Reformpaket kann 
diese zwar nicht gänzlich verhindern, doch mindestens 
halbieren. Kurzum: Ein Ja zur Wahlrechtsreform bringt 
nicht den Himmel auf Erden, doch signifi kante Verbesse-
rungen für die Demokratie im Baselbiet.

Andrea Heger, Landrätin EVP BL und Gemeindepräsidentin

Weitere Infos unter 
https://www.wahlrechtsreform-ja.ch

https://www.evp-bl.ch/newsartikel/
mehr-demokratie-fuers-baselbiet-ja-
zur-wahlrechtsreform

Abstimmung Wahlrechtsreform

Parolen vom 9. Februar 2025
Eidgenössische Abstimmungen
Volksinitiative vom 21. Februar 2023 «Für eine verantwor-
tungsvolle Wirtschaft innerhalb der planetaren Grenzen 
(Umweltverantwortungsinitiative) JA

Kantonale Abstimmungen
Wahlrechtsreform - Einführung des kantonalen Doppel-
proporzes im Kanton Basel-Landschaft – Teilrevision des 
Gesetzes über die politischen Rechte                               JA

Formulierte Gesetzesinitiative  «22  Franken Mindestlohn 
im Baselbiet»                                                       STIMMFREIGABE

Abstimmung Umweltverantwortungsinitiative

Abstimmung Mindestlohn-Initiative ja oder nein?


